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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1946 Ausgegeben am 25. Mai 1946 25. Stück

80. Bundesverfassungsgesetz: 3. Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle.
8 1 . Bundesgesetz: Bauarbeiter-Urlaubsgesetz.
8 2 . Verordnung: Einhebung einer Gebühr für die Registrierung gemäß § 4 des Verbotsgesetzes.

8 0 . Bundesverfassungsgesetz vom 22. März
1946, betreffend Abänderung und Ergänzung
des Wirtschaftssäuberungsgesetzes in der
Fassung des Verfassungsgesetzes vom 13. De-
zember 1945, B. G. Bl. Nr. 41/1946 (3. Wirt-

schaftssäuberungsgesetznovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1.

Im § 11, Abs. (1), des Verfassungsgesetzes
v o m 12. September 1945, St. G. Bl. N r . 160,
über Maßnahmen zu r Wiederherstellung gesun-
der Verhältnisse in der Privatwirtschaft (Wir t -
schaftssäuberungsgesetz) in der Fassung der Wi r t -
schaftssäuberungsgesetznovelle vom 16. Novem-
ber 1945, B. G. Bl. N r . 39/1946, sind die W o r t e
„bis 28. Februar 1946" durch die W o r t e „bis
31 . Juli 1946" zu ersetzen.

Artikel 2.

(1) W u r d e eine Verfügung des Dienstgebers im
Sinne des § 8, Abs. (6), des Wirtschaftssäube-
rungsgesetzes vor dem 5. Februar 1946 zugestellt,
so kann der Dienstnehmer bei der Kommission
[§ 9, Abs. (1), des Wirtschaftssäuberungsgesetzes]
den Antrag auf Entscheidung noch binnen einer
Frist von zwei Wochen, gerechnet vom Tage des
Inkraft tretens dieses Bundesverfassungsgesetzes,
stellen.

(2) Die Bestimmungen des § 2, Abs. (1), der
Wirtschaftssäuberungsgesetznovelle vom 16. N o -
vember 1945, B. G. Bl. N r . 39/1946, werden
aufgehoben.

(3) Maßnahmen des Wirtschaftssäuberungs-
gesetzes, von denen Dienstgeber in der Zeit nach
Ablauf der im § 11, Abs. (1), erster u n d zweiter
Satz, des Wirtschaftssäuberungsgesetzes festge-
setzten Frist bis zum 24. Jänner 1946 Gebrauch
gemacht haben, werden in ihrer Rechtswirksam-
keit dadurch nicht berühr t , daß 'eine Fristverlän-
gerung im Sinne des § 11, Abs. (1), letzter Satz,
des Wirtschaftssäuberungsgesetzes nicht erwirkt
worden ist.

Artikel 3.

(1) Das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung ist ermächtigt, das Wirtschaftssäuberungs-

gesetz in der durch die 1., 2. u n d 3. Novelle er-
gänzten und abgeänderten Fassung durch Kund-
machung mi t rechtsverbindlicher Wirkung als
„Wirtschaftssäuberungsgesetz 1946" neu zu ver-
lautbaren.

(2) Artikel II der 2. Wirtschaftssäuberungs-
gesetznovelle vom 13. Dezember 1945, B. G. Bl.
N r . 41/1946, wird aufgehoben.

Artikel 4.

(1) Die Bestimmungen des Artikels 1 dieses
Bundesverfassungsgesetzes t re ten mi t 1. März
1946, die übrigen Bestimmungen an dem der
Kundmachung nachfolgenden Tage in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist das Bundesministerium für so-
ziale Verwal tung im Einvernehmen mi t den be-
teiligten Bundesministerien betraut .

Renner
Figl Maisel

8 1 . Bundesgesetz vom 20. März 1946
über den Urlaub von Arbeitern in Bau-
gewerben und Baunebengewerben (Bau-

arbeiter-Urlaubsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Geltungsbereich.

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
gelten für Dienstverhältnisse von Arbeitern

a) in Baugewerben und Baunebengewerben,
b) in den vom Bund, einem Land, einem Be-

zirk, einer Gemeinde oder einer sonstigen
Körperschaft betriebenen Unternehmun-
gen der in lit. a bezeichneten Art.

§ 2. (1) Als Baugewerbe im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gelten die Hochbau-, Betonbau-, Tief-
bau-, Straßenbau- und Zimmereigewerbe ein-
schließlich des Steinsetz- und Pflasterergewerbes,
des Straßenwalzgewerbes, der Asphalt- und Teer-
straßenbaubetriebe, der Betriebe für Gewässer-
regulierung, Wildbach- und Lawinenverbauung,
für Güterwegebau, Seilwegebau- und Meliora-
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tionsarbeiten sowie der Abbruchbetriebe, schließ-
lich die Brunnenbaugewerbe einschließlich der
Tiefbohrbetriebe.

(2) Als Baunebengewerbe im Sinne dieses
Bundesgesetzes gelten die Stukkaturer- und
Gipsergewerbe, die Dachdecker-, Schwarzdecker-
und Asphaltiergewerbe, die Isoliergewerbe (Be-
triebe für Wärme- , Kälte-, Feuchtigkeits- und
Schallschutz), die Steinholz- u n d Ter razzo-
gewerbe, die Platten-, Fliesen- und Parkettleger-
gewerbe, die Steinmetzgewerbe einschließlich der ,
Kunststeinbetriebe und die Betriebe für Gerüst-
bau und Eisenbahnoberbau.

(3) Die Bestimmungen der Abs. (1) u n d (2)
können durch Verordnung abgeändert u n d er-
gänzt werden.

§ 3 . (1) Arbeiter im Sinne dieses Bundesgeset-
zes sind Dienstnehmer einschließlich der Lehr-
linge ohne Unterschied des Alters und Geschlech-
tes, sofern sie nicht vorwiegend zur Leistung
kaufmännischer oder höherer nichtkaufmänni-
scher Dienste oder zu Kanzleiarbeiten angestellt
sind.

(2) Ausgenommen sind Personen, die nu r vor-
übergehend zu Ausbildungszwecken beschäftigt
werden.

Urlaubsanspruch.

§ 4. (1) Nach Beschäftigungszeiten von jeweils
43 Arbeitswochen gebührt ein ununterbrochener
Ur laub von einer Woche; er e rhöh t sich auf
zwei Wochen, wenn die Beschäftigungszeiten
eine Gesamtdauer von insgesamt mindestens
215 Arbeitswochen erreicht haben.

(2) Jugendlichen Arbeitern vor dem vollende-
ten 18. Lebensjahr gebühr t nach Beschäftigungs-
zeiten von jeweils 43 Arbeitswochen ein un-
unterbrochener Ur laub von zwei Wochen.

(3) Bei Ermit t lung der 215 Arbeitswochen
nach Abs. (1) sind auch Dienstverhältnisse der
in § 1 bezeichneten Ar t anzurechnen, die in der
Zeit vor dem Wirksamkeitsbeginn dieses Ge-
setzes zurückgelegt worden sind, jedoch nicht
länger als zehn Jahre, gerechnet von dem Zeit-
p u n k t der Begründung des jeweiligen Urlaubs-
anspruches, zurückliegen; die auf die Dauer die-
ser Dienstverhältnisse entfallenden Kalender-
wochen sind Arbeitswochen gleichzustellen, auch
wenn die Voraussetzungen des § 6, Abs. (2),
nicht gegeben sind.

(4) Der Zei tpunkt des Urlaubsantri t tes ist
unte r Berücksichtigung der Betriebsverhältnisse
im Einvernehmen zwischen Dienstgeber und Ar -
beiter zu bestimmen.

(5) Eine Erhöhung des im Gesetz vom 30. Juli
1919, St. G. Bl. N r . 395, über den Ur laub von
Arbei tern vorgesehenen Urlaubsausmaßes zieht
eine sinngemäße Erhöhung der in Abs. (1) und
(2) vorgesehenen Urlaubsdauer nach sich.

§ 5. (1) W i r d der Ur laub nach mehr als 43 A r -
beitswochen angetreten, so sind die über dieses
Ausmaß hinausgehenden Arbeitswochen für den
nächsten Urlaubsanspruch anzurechnen.

(2) Werden innerhalb zweier unmit te lbar auf-
einanderfolgender Jahre insgesamt weniger als
43 Arbeitswochen erreicht, so 6ind n u r die im
zweiten Jahr zurückgelegten Arbeitswochen für
den künftigen Urlaubsansprnch anzurechnen.
Der Zei traum von zwei Jahren ist bei Bestand
eines Dienstverhältnisses (§ 1) im Zei tpunkt de»
Inkraft tretens dieses Bundesgesetzes von diesem
Zei tpunkt an, sonst vom Zei tpunkt des An-
trittes des ersten Dienstverhältnisses (§ 1) nach
Inkraf t t re ten dieses Bundesgesetzes an und in
den Fällen, in denen Urlaubsansprüche nach
diesem Bundesgesetze begründet werden," jeweils
vom Zei tpunkt der Begründung des letzten U r -
laubsanspruches an zu rechnen.

Beschäftigungszeit; Arbeitswoche.

§ 6. (1) Als Beschäftigungszeiten im Sinne
dieses Bundesgesetzes gelten folgende, nach W i r k -
samkeitsbeginn dieses Bundesgesetzes zurück-
gelegte Zeiten:

a) die Zeit der Beschäftigung in Dienstver-
hältnissen der in § 1 bezeichneten A r t ;

b) die Zeit eines Urlaubes auf G r u n d einer
Beschäftigung nach lit . a, wenn Urlaubs-
entgelt gebührt ;

c) die Zeit einer durch Krankhei t oder U n -
glücksfall verursachten Dienstverhinde-
rung;

d) die Zeit einer durch sonstige Gründe ver-
ursachten Dienstverhinderung, während
der Anspruch auf Fortzahlung des En t -
geltes besteht;

e) eine Ausfallszeit wegen Schlechtwetten,
während der Schlechtwetterentschädigung
gebührt .

(2) Als Arbeitswoche gilt eine Kalenderwoche,
in die Beschäftigungszeiten nach Abs. (1) fallen,
sofern diese Beschäftigungszeiten insgesamt nicht
weniger als 24 Stunden betragen.

Deckung des Aufwandes.

§ 7. (1) Zur gemeinsamen Deckung des Auf-
wandes an Urlaubsentgelt , Abfindungen u n d
Verwaltungskosten haben die Dienstgeber für
jede Arbeitswoche eines Arbeiters einen Zuschlag
zum Lohn zu zahlen.

(2) Die H ö h e des Zuschlages wird durch Ver -
ordnung festgesetzt.

§ 8. (1) D e m Zuschlag [§ 7, Abs. (1)] ist de r
Brut tobetrag des Lohnes zugrunde zu legen, der
sich für den einzelnen Arbeiter bei einer 48-
stündigen wöchentlichen Arbeitszeit auf G r u n d
des Dienstvertrages für die Arbeitsstunde er-
gibt.
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(2) Wird der Arbeiter im Akkord entlohnt,
so gilt, sofern durch Kollektivvertrag nichts an-
deres bestimmt wird, der Stundenlohn [Abs. (1)]
der Arbeiterkategorie, der der Arbeiter ange-
hört.

(3) Erschwerniszulagen (Schmutz-, Hi tze - , Ge-
fahrenzulagen u. dgl.) bleiben bei Berechnung
des Zuschlages [Abs. (1)] außer Betracht.

Urlaubsbuch.

§ 9. (1) Der Dienstgeber hat für jeden A r -
beiter ein Urlaubsbuch auszustellen, zu ver-
wahren u n d zu verwal ten.

(2) D e m Arbei ter , dem Betriebsrat (den Ver-
t rauensmännern) , der Urlaubskasse (§ 14) und
der Aufsichtsbehörde ist auf Verlangen Einsicht
in das Urlaubsbuch zu gewähren.

(3) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses ist
das Urlaubsbuch dem Arbei ter auszuhändigen,
der es dem neuen Dienstgeber zu übergeben hat .

(4) Die näheren Best immungen über das U r -
laubsbuch werden durch V e r o r d n u n g geregelt.

Urlaubsmarken.

§ 10. (1) Der Dienstgeber hat für die Zu-
schläge, die er nach § 7 zu leisten hat, Urlaubs-
marken im entsprechenden Wert bei der Ur-
laubskasse (§ 14) oder den von ihr bestimmten
Stellen einzulösen.

(2) Der Dienstgeber hat die Urlaubsmarken
mit Ablauf des Lohnabrechnungszeitraumes in
das Urlaubsbuch zu kleben und mit dem Datum
des letzten abgerechneten Tages zu entwerten.

Anwartschaft und Urlaubsentgelt.

§ 11. (1) Der Arbeiter erwirbt für jede Ar-
beitswoche die Anwartschaft auf einen bestimm-
ten Hundertsatz des Wertes der Urlaubsmarke,
die der Dienstgeber nach § 10 zu kleben hat.

(2) Bei A n t r i t t des Urlaubes gebühr t d e m Ar -
beiter ein Urlaubsentgelt in H ö h e der Anwar t -
schaften aus den nach Abs. (1) zu klebenden
Urlaubsmarken für 43 Arbeitswochen.

(3) Der Anspruch auf das Urlaubsentgelt •rich-
tet sich gegen die Urlaubskasse (§ 14). Der
Dienstgeber haftet der Urlaubskasse für den
Schaden, der aus der Nichterfüllung der ihm
nach § 10 obliegenden Verpflichtungen verur-
sacht wird.

(4) De r Dienstgeber, der den Ur laub gewährt ,
hat das Urlaubsentgelt bei der Urlaubskasse
(§ 14) oder der von ihr best immten Stelle zeit-
gerecht zu beheben; er ha t es dem Arbeiter am
letzten Werk tag vor An t r i t t des Urlaubes aus-
zuzahlen.

(5) Der Hunder t sa tz nach Abs. (1) wird durch
Verordnung bestimmt.

Abfindung.

§ 12. (1) Der Arbei ter hat Anspruch auf A b -
findung in der H ö h e der Anwartschaften nach
§ 11, Abs. (1):

a) im Falle des § 5, Abs. (2), für die inner-
halb des ersten Jahres in das Urlaubsbuch
geklebten Ur laubsmarken ;

b) wenn er dauernd aus dem Beruf als Ar -
beiter im Sinne des § 1 ausscheidet, für
die Ur laubsmarken , die noch nicht für ein
Urlaubsentgel t verrechnet oder nach lit. a
noch nicht abgefunden worden sind.

(2) Stirbt der Arbei ter , so haben seine gesetz-
lichen Erben Anspruch auf Abfindung in H ö h e
der Anwartschaften nach § 11 , Abs. (1), für die
Ur laubsmarken , die noch nicht für ein Ur laubs-
entgelt verrechnet oder nach Abs. (1) noch nicht
abgefunden worden sind.

(3) Die Best immungen des § 11, Abs. (3), fin-
den auf die Abfindung s inngemäß Anwendung .

Pfändungsschutz.

§ 13. Die Zuschläge (§ 7), das Urlaubsentgel t
(§ 11) und die Abfindungen (§ 12) sind der
Exekut ion gänzlich entzogen.

Urlaubskasse.

§ 14. (1) Zur gemeinsamen Aufbringung der
Mittel für die Befriedigung der Ansprüche nach
diesem Bundesgesetz und zur Durchführung der
damit zusammenhängenden Aufgaben wird die
„Urlaubskasse der Arbei ter in der Bauwir t -
schaft" err ichtet ; sie wird gemeinsam von Ver-
t re te rn der Dienstgeber und der Arbei ter ( § 1 )
verwaltet . Ih r Wirkungsbereich erstreckt sich auf
das gesamte Bundesgebiet. Sie ha t ihren Sitz in
Wien.

(2) Die Urlaubskasse ha t Rechtspersönlichkeit .
Ih r ordentliches Gericht ist das sachlich zustän-
dige Gericht ihres Sitzes.

(3) Die Urlaubskasse ha t für jedes Bundesland
mindestens eine Kassennebenstelle zu errichten.

(4) Die näheren Best immungen über die Er-
richtung u n d die Verwal tung der Urlaubskasse
u n d ihre Organe werden durch V e r o r d n u n g er-
lassen.

Aufhebung von Vorschriften.

§ 15. (1) Für Dienstverhältnisse der in § 1 be-
zeichneten Art finden keine Anwendung:

a) das Gesetz vom 30. Juli 1919, St. G. Bl.
Nr. 395, über den Urlaub von Arbeitern
(Arbeiterurlaubsgesetz);

b) § 21 des Gesetzes über Kinderarbeit und
über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Ju-
gendschutzgesetz) vom 30. April 1938,
Deutsches R. G. Bl. I S. 437, samt den
dazugehörigen Bestimmungen der Aus-
führungsverordnung zu diesem Gesetz
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vom 12. Dezember 1938, Deutsches R. G.
Bl. I S. 1777.

(2) Alle reichsrechtlichen Vorschriften über den
Urlaub von Arbeitern in Baugewerben und Bau-
nebengewerben treten im Bereiche der Repu-
blik Österreich außer Kraft; insbesondere sind
daher aufgehoben:

a) die Sechzehnte Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes zur Ordnung der
nationalen Arbeit (Einführung von Ur-
laubskarten und Urlaubsmarken) vom
20. Mai 1936, Deutsches R. G. Bl. I S. 454,
in der Fassung der Verordnung vom
28. April 1939, Deutsches R. G. Bl. I
S. 870;

b) die Verordnung über den Vertrieb von
Urlaubskarten und Urlaubsmarken sowie
über die Auszahlung von Urlaubsgeld vom
20. Juni 1936, Deutsches R. G. Bl. I S. 508,
in der Fassung der Verordnung vom
31. Jänner 1938, Deutsches R. G. Bl. I
S. 109, und vom 19. Dezember 1940,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1657;

c) die Verordnung über die Einführung des
Vertriebes von Urlaubskarten und Ur-
laubsmarken und der Auszahlung von Ur-
laubsgeld im Lande Österreich vom 28. Fe-
bruar 1939, Deutsches R. G. Bl. I S. 368;

d) die Verordnung über den Pfändungsschutz
für Urlaubskarten, Urlaubsmarken und Ur-
laubsgeld im Baugewerbe und in den Bau-
nebengewerben vom 31. August 1936,
Deutsches R. G. Bl. I S. 715 (eingeführt in
der Ostmark durch Verordnung vom
4. Mai 1939, Deutsches R. G. Bl. I S. 891);

e) alle Tarifordnungen über den Urlaub nach
dem Markensystem in Baugewerben und
in Baunebengewerben.

Strafbestimmungen.

§ 16. Übertretungen dieses Bundesgesetzes
oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes er-
lassenen Vorschriften werden nach den Straf-
bestimmungen der Gewerbeordnung geahndet.

Vollziehung.

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist das Bundesministerium für soziale Ver-

waltung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau be-
traut.

Renner
Figl Maisel Krauland

8 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 30. März 1946 über die
Einhebung einer Gebühr für die Regi-
strierung gemäß § 4 des Verbotsgesetzes.

Auf Grund des § 2 des Gesetzes vom 16. No-
vember 1945, B. G. Bl. Nr. 20/46, über die
Einhebung einer Gebühr für die Registrierung
gemäß § 4 des Verbotsgesetzes wird verordnet:

§ 1. (1) Zur Entrichtung der Gebühr von 20 S
ist jede nach § 4 des Verbotsgesetzes registrierte
Person verpflichtet, die nicht bereits für ein An-
suchen tun Nachsicht von der Registrierung ge-
mäß § 27 des Verbotsgesetzes die Gebühr von
20 S entrichtet hat.

(2) Die Gebühr ist an das Finanzamt, in
dessen Sprengel sich die für den Registrierungs-
pflichtigen zuständige Meldestelle (§ 2 der NS-
Registr.-Vdg., St. G. Bl. Nr. 18/1945) befindet,
unter Verwendung der bei den Postämtern auf-
liegenden Zahlkarten oder Steuerzahlkarten zu
überweisen; der Einzahler hat sowohl in dem
Abschnitt, der für die empfangende Finanzkasse
bestimmt ist, als auch in dem Einlieferungsschein
den gezahlten Betrag als „Gebühr für die Re-
gistrierung" au bezeichnen.

(S) Die Gebühr ist binnen 14 Tagen nach dem
Inkrafttreten dieser Verordnung einzuzahlen.
Die Vorschriften der Abgabenordnung über die
Einbringung von öffentlichen Abgaben finden
Anwendung.

§ 2. Die Entrichtung der Gebühr ist der Mel-
destelle nachzuweisen. Diese hat nach Ablauf der
in § 1, Abs. (3), vorgesehenen Frist, dem gemäß
§ 1, Abs. (2), zuständigen Finanzamte eine
Liste zuzuleiten, in die Name und Anschrift
aller registrierten Personen aufzunehmen sind,
welche die Gebühr nicht entrichtet haben.

Zimmermann


